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1. Anlass und Erfordernis der Planung 

 
Auf dem nordwestlichen Teil des städtischen Grundstücks vor dem Rathaus am Berliner 
Platz plante ein heimischer Investor die Errichtung eines Kino-Centers mit Nebeneinrich-
tungen. Die Planung, die Grundlage für die bisherigen Vertragsverhandlungen zwischen 
Stadt und Investor darstellte, sah ein Kino-Center in exponierter und zentraler Lage vor, 
das städtebaulich verträglich und gestalterisch mit dem neuen Rathaus abgestimmt errich-
tet werden sollte. Damit sich das geplante Kinogebäude in seiner Höhe in die Umgebung 
integriert, sollten Teile der Kinosäle unterirdisch gebaut werden. Diese Planung hätte kos-
tenintensive Aufwendungen z.B. Grundwasserabsenkungen mit unkalkulierbaren Risiken 
für Nachbargebäude zur Folge gehabt. Der Investor beabsichtigt in seinen aktuellen Pla-
nungen die ehemals im Souterrain vorgesehenen Kinosäle in den Kinokomplex zu verla-
gern und will den Gebäudekomplex auf das Grundstück des ehemaligen Gesundheitsam-
tes ausdehnen, das er zwischenzeitlich zusammen mit bestehenden Gebäuden vom Land-
kreis Gießen erwerben konnte.  
Die vorgesehenen Planungen erfordern die Änderung eines Teilbereiches des rechtskräfti-
gen Bebauungsplans GI 01/20 „Berliner Platz“.  
 

2. Lage und räumlicher Geltungsbereich 

 
Der zu ändernde Teilbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von ca. 8.800 m².   
Der Plangeltungsbereich wird im Südwesten begrenzt von den Straßen Berliner Platz und 
im Nordwesten von der Ostanlage. Er grenzt im Nordosten an die Flächen des ehemali-
gen Landratsamtes an der Straße Am Alten Gaswerk und betrifft im Südosten Flächen des 
bereits fertig gestellten Rathauses. 
 
Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Gießen und besteht aus dem Flurstück 3 und dort 
aus den Nummern 81/5 teilweise (tlw.), 84/4 tlw., 88/8 tlw., 89/1 tlw., 94/7, 94/10 
tlw., 94/11, 94/12 und die Nummern 94/13 und 94/14 (derzeitiges Kerngebiet), 
94/15 tlw., 308/14 tlw. und 308/15 tlw. . 
 

3. Planerische Rahmenbedingungen 

 
Flächennutzungsplan 
Der FNP der Stadt Gießen, letztes Änderungsverfahren vom 2006, stellt für den Geltungs-
bereich des Bebauungsplans Fläche für den Gemeinbedarf dar. Nach § 13 a Abs. 2 Nr. 
2 BauGB ist es im beschleunigten Verfahren zulässig, einen Bebauungsplan aufzustellen, 
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der von den Darstellungen des Flächennutzungsplans abweicht, bevor der Flächennut-
zungsplan geändert oder ergänzt ist. Der Flächennutzungsplan ist im Wege der Berichti-
gung anzupassen. 
 
Bestehende Bebauungspläne 
Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. Gl 01/20 
„Berliner Platz", der teilräumlich ein Kerngebiet i. S. des § 7 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) und eine Fläche für den Gemeinbedarf nach § 9 Abs. 1 Nr. 5 Baugesetzbuch 
(BauGB) mit der Zweckbestimmung „Öffentliche Verwaltung" festsetzt. Auf der Fläche für 
den Gemeinbedarf wurde das neue Rathaus errichtet. Die Ausweisung der nördlichen Flä-
che für den Gemeinbedarf (ehemaliges Gesundheitsamt) ist zwischenzeitlich mit dem 
Wegzug des Gesundheitsamtes in die River Barracks überholt. Um das geplante Kino-
Center, Büros, Seminarräume und Hörsäle für die Technische Hochschule Mittelhessen, 
Theaterstudio, Gastronomie u. a. bauen zu können, ist u. a. die Änderung der ausgewie-
senen „Fläche für Gemeinbedarf“ notwendig. 
 
Aktuelles Planungskonzept 
Die Nähe zum neu errichteten Rathaus und die schwierigen Bodenverhältnisse haben zu 
einer Umplanung des bisherigen Kinoentwurfes geführt.  
Der Vorteil des neuen Planungskonzeptes liegt darin, dass kein bis zu 10 m tiefes Unter-
geschoss für Kinosäle gebaut werden muss, was erhebliche Einsparungen bezüglich des 
Baugrubenverbaues, der Altlastenbeseitigung etc. mit sich bringt. Zusätzlich wird das Risi-
ko von negativen Auswirkungen (z. B. Setzungen) auf das benachbarte städtische Ge-
bäude vermieden. Eine evtl. noch erforderliche Wasserhaltung in den Baugruben würde 
voraussichtlich keine Auswirkungen auf den Grundwasserstand der öffentlichen Grünan-
lage an der Ostanlage haben. 
 

4. Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung 

 
Mit der ersten Änderung des Bebauungsplans soll der derzeit rechtsverbindliche 
Bebauungsplan Nr. Gl 01/20 „Berliner Platz", rechtskräftig seit dem 18.02.2006, in Tei-
len aufgehoben und durch neue Festsetzungen ersetzt werden. 
 
Das neue Planungskonzept sieht eine Lösung mit zwei Baukörpern vor, die jeweils höchs-
tens ein Untergeschoss erhalten. Ein Gebäude soll auf dem städtischen Grundstück, dem 
sogenannten Investorengrundstück, errichtet und mit einem verglasten Verbindungsbau im 
1. Obergeschoss über der bestehenden Tiefgaragenzufahrt des Rathauses an der Ostan-
lage mit dem zweiten Gebäudekomplex auf dem Grundstück des ehemaligen Gesund-
heitsamtes verbunden werden.  
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Geplant sind neun Kinosäle unterschiedlicher Größe mit zusammen rd. 1.460 Sitzplätzen, 
ein Theaterstudio mit rd. 130 Sitzplätzen, rd. 300m² Büroflächen, ca. 10 Seminarräume 
und Gastronomie. Außerdem soll mit der Technischen Hochschule Mittelhessen (THM) eine 
kombinierte Nutzung von drei Kinosälen als Hörsäle vereinbart werden. Der Standort ist 
für die THM günstig gelegen, da das Land Hessen kürzlich die Flächen des Landratsamtes 
des Landkreises Gießen in direkter Nachbarschaft für die THM erworben hat. 
 
Eine derartige bauplanungsrechtliche Nutzungsvielfalt wie die geplanten Vergnügungsstät-
ten und Hochschulnutzungen, Büros, Gaststätte und Theaterstudio können nur in einem 
Sonstigen Sondergebiet nach § 11 BauNVO festgesetzt werden. Die Zweckbestimmung 
ist genau angegeben, damit keine unerwünschten Entwicklungen des Gebietes eintreten 
können.  
 
Die überbaute Grundstücksfläche ist auf dem Grundstück des ehemaligen Gesundheitsam-
tes größer als bisher, da alle Kinosäle und das Theaterstudio hier untergebracht werden 
sollen. Dadurch konnte der freie Platz zwischen dem südlichen Kinoeingangsgebäude und 
der Straße Berliner Platz erheblich vergrößert werden. 
 

5. Städtebauliche und grünordnerische Ziele 

 
Das vorliegende Baukonzept ermöglicht die Entwicklung einer innerstädtischen Baufläche, 
die das begonnene städtebauliche Ensemble/Rathaus komplettiert. 
Wegen der geplanten unterschiedlichen Nutzungen soll für die Flächen des Kino-Centers 
mit Nebengebäuden ein Sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO festgesetzt werden, 
mit einer Spezifizierung der Nebeneinrichtungen. 
 
Die entfallenden Bäume vor dem ehemaligen Gesundheitsamt in der Ostanlage und in der 
Straße Am Alten Gaswerk sollen durch die Festsetzung von Baumpflanzungen an der Ost-
anlage ersetzt werden. Hier sind hochstämmige schmalkronige Laubbäume zu pflanzen, 
welche die Fortführung der Baumallee an der Ostanlage gewährleisten und die geplante 
Gebäudefassade mit ihren Öffnungen, aber auch die Ein- und Ausstiegsbereiche der Bus-
haltestellen berücksichtigen. 
Eine weitere Begrünung soll auf dem neuen Berliner Platz stattfinden. Hierzu ist noch ein 
Gestaltungs- und Begrünungsplan zu erarbeiten, der auch die Anregung aus der Offenle-
gung des Bebauungsplan-Entwurfes prüft und wenn möglich aufgreift.  
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Folgende Vorgaben sind bei den Planungen zu berücksichtigen: 
Der vorhandene Ein- und Ausgang für Fußgänger aus der Tiefgarage und die mit diesem 
Bauwerk verbundene Buswartehalle,  
die Haltestellen der Stadtbusse und Regionalbusse an der Ostanlage und zwei dort eben-
falls erforderliche Buswartehallen,  
eine Fläche für eine gastronomische Außenbewirtschaftung an der Südostecke des südli-
chen Gebäudes und  
der Zu- und Ausgang sowohl für das Kino-Center als auch für die Gaststätte, die ebenfalls 
nach Süden ausgerichtet sind.  
 
Aus der Erfahrung vor dem Rathaus und um „wildem“ Fahrradabstellen auf dem neuen 
Platz vorzubeugen, muss ein attraktives und ausreichend großes Angebot an Fahrradab-
stellplätzen in der Nähe der Eingänge entsprechend dem Bedarf geschaffen werden.  Ein 
Teil der Fahrradabstellplätze soll entsprechend der Stellplatzsatzung überdacht werden. 
In Erinnerung an die frühere Freiflächengestaltung könnte eine Brunnenanlage vorgesehen 
werden. An der Freiflächengestaltung sollen die Bürger noch beteiligt werden. 
Im Übrigen sollen auch Fahrradabstellanlagen im Bereich des Eingangs zum Theaterstudio 
vorgesehen werden, da sich direkt daneben der Eingang für die Studenten befindet, die 
die Kinosäle 1-3 im Erdgeschoss auch als Hörsäle nutzen wollen. 
 
 

6. Erläuterungen zu den Planfestsetzungen 

Städtebauliche Konzeption 
Ziel der städtebaulichen und verkehrlichen Konzeption ist es, die unbefriedigende räumli-
che und stadtgestalterische Situation mit den Brachflächen und dem leerstehenden Ge-
bäude des ehemaligen Gesundheitsamtes zwischen dem neuen Stadthaus und der Ostan-
lage einer sinnvollen Nachfolgenutzung zuzuführen. Dabei muss die besondere städtebau-
liche Situation an einem wichtigen innerstädtischen Platz mit Theater, Stadthaus und Kon-
gresshalle ebenso berücksichtigt werden, wie der vorhandene Verkehrsknotenpunkt mit 
seinen Hauptverkehrsstraßen und den ÖPNV-Linien mit ihren Umsteigebeziehungen.  
Durch die geplante Bebauung mit zwei Gebäuden und einem Verbindungsbau werden 
neue Stadträume geschaffen. Die Höhe der Neubauten entspricht fast dem vorhandenen 
Stadthaus. Die Gestaltung der Neubauten soll der vorhandenen des städtischen Verwal-
tungsgebäudes angepasst werden. Deshalb wird in Abstimmung mit dem Investor festge-
setzt, dass die Fassade des südlichen Gebäudes mit den gleichen Natursteinplatten ver-
kleidet wird wie das Stadthaus, damit um den öffentlichen Platz eine einheitlich gestaltete  
Bebauung entsteht. 
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Durch die geplanten Nutzungen als Kino-Center, Seminarräume und Hörsäle für die Tech-
nische Hochschule Mittelhessen, das Theaterstudio und eine Gaststätte ist mit einer starken 
zusätzlichen Belebung des Gebietes zu rechnen. Die Freiflächen müssen deshalb in dem 
Stil der vorhandenen Freiflächen des Stadthauses gestaltet werden. Die erforderlichen 
Pkw-Stellplätze können in den vorhandenen Parkhäusern nachgewiesen werden. Die 
ÖPNV-Anbindung ist sehr gut durch die vorhandenen Haltestellen am Berliner Platz und 
der Ostanlage und sollen noch durch eine zusätzliche Haltestelle für die Stadtbusse in der 
Ostanlage verbessert werden. Für die Radfahrer werden an verschieden Stellen in der 
Nähe der Zugänge zu den Kinosälen, Seminarräumen, Theaterstudio und Gaststätte ca. 
150 Stellplätze erforderlich und vorgesehen. Die genaue Zahl entsprechend der Stell-
platzsatzung der Stadt kann erst im Bauantragsverfahren ermittelt und festgelegt werden. 
Natürlich stehen in den Nachmittags- und Abendstunden auch die Fahrradabstellplätze 
vor dem Verwaltungsgebäude für angrenzende Nutzungen zur Verfügung. 
 
Es entsteht erstmals ein größerer befestigter (Berliner) Platz zusammen mit dem schon vor-
handenen Platz vor dem Stadthaus.  Außerdem wird die Bauflucht an der Ostanlage mit 
einem breiten Gehweg durch die Neubebauung wieder aufgenommen.  
 
Die bisher sehr schmale Straße Am Alten Gaswerk wird entsprechend ihrer verkehrlichen 
Bedeutung als Zu- und Abfahrt für zwei große Parkhäuser verbreitert und insbesondere die 
schlechte Situation für Fußgänger (ohne Gehweg) wird durch einen großzügigen breiten 
Bürgersteig entlang des neuen Kino-Centers erheblich verbessert.  
 

Grün- und Freiraumordnerische Konzeption 

Der neue Platz, der zwischen dem südlichen Kinoeingangsgebäude und der Straße 
Berliner Platz, sowie zwischen vorhandenem Platz vor dem Stadthaus und der Ostanlage 
entsteht, soll stark begrünt werden. In einer ersten Ideenskizze (Anlage 5.1) wurden in 
drei Reihen in einem Raster angeordnete Platanen vorgesehen, die geschnitten werden 
müssen um eine quadratische Form zu erhalten und um wie ein Dach zu wirken und 
Schatten zu spenden. Eine Vorgabe für die Platzgestaltung ist der im südlichen 
Platzbereich vorhandene Ein- bzw. Ausgang aus der Tiefgarage mit der daran 
angeschlossenen Überdachung für die Busfahrgäste. In der Achse der Überdachung der 
Buswartefläche ist eine flache Brunnenanlage vorgesehen, die den Platz in Richtung der 
Kreuzung abschirmt. Diese Brunnenanlage kann aber auch an anderer Stelle geplant 
werden. Eine zweite Überdachung für Busfahrgäste ist an der Haltestelle Ostanlage am 
Platzrand für die Stadtbusfahrgäste geplant. Sie muss in dem gleichen Stil gebaut werden, 
wie die vorgenannte Überdachung. Da im Erdgeschoss des südlichen Gebäudes eine 
Gaststätte geplant ist, wird auch eine Fläche für eine Außenbewirtschaftung an der 
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Südostecke des Gebäudes vorgesehen. Der Bereich ist deshalb unter anderem geeignet, 
da er gut besonnt wird und auch relativ weit von den Verkehrsflächen entfernt liegt.  

Entlang der Ostanlage ist festgesetzt, dass sechs Bäume in regelmäßigem Abstand die 
vorhandene Begrünung vor dem ehemaligen Landratsamt fortsetzen in Richtung der 
vorhandenen Begrünung vor der Kongresshalle. Vorgeschlagen werden Pyramideneichen, 
in einem Abstand von 2,50 m vom Fahrbahnrand und rd. 3,50 m von den Gebäuden. 
Dadurch wird es möglich, dass die Bushaltestellen mit 2,50 m Breite unabhängig von den 
Baumstandorten möglich sind und die Busfahrgäste nicht durch Baumstandorte beim Ein- 
bzw. Aussteigen behindert werden.  

Südlich der Tiefgaragenzufahrt könnte der Platz ebenfalls mit Bäumen gestaltet werden. 
Allerdings sind wegen der Zufahrtsspindel der Tiefgarage teilweise Hochbeete 
erforderlich. Die Bäume können deshalb nicht so hoch werden, da die Pflanzgrube nur 
etwa 1m tief sein wird. In diesem Bereich wie auch seitlich an der Tiefgaragenausfahrt 
und im Bereich der Agora sind Fahrradabstellplätze vorgesehen, da die Eingänge zum 
Kino-Center und zur Gaststätte in Richtung Straße Berliner Platz und die Eingänge zu dem 
Theaterstudio und den THM-Hörsälen auf der Südostseite des Kinogebäudes liegen.  

Alle befestigten Grundstücksflächen mit Ausnahme der Tiefgaragenzufahrt sollen mit dem 
gleichen Material wie die Freiflächen des Stadthauses gepflastert werden. Auch die 
Möblierung mit Lampen, Bänken, Fahrradständern, Mülleimern usw. sollen entsprechend 
den gestalterischen Vorgaben der Stadt erfolgen (Anpassung an die bereits ausgewählte  
vorhandene Möblierung). 

 

Art der baulichen Nutzung 

 
Die im Bereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes liegenden Bauflächen werden als 
Sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO festgesetzt.   
Zulässig sind ausschließlich: Kinogebäude, Hörsäle und sonstige Hochschulnutzungen, 
Theaterräume, Gaststätten, Büroräume, Räume für Verwaltung und im Erdgeschoss Läden 
mit einer gesamten Verkaufsfläche bis zu 200 m² incl. Nebenräume und Lagerräume. Eine 
derartige bauplanungsrechtliche Nutzung wie die geplanten Vergnügungsstätten (Kino-
Center) und Hochschulnutzungen, Büros, Gaststätte und Theater u.a. können in den in § 1 
Abs. 2 BauNVO aufgeführten Baugebiete nicht verwirklicht werden. Deshalb musste ein 
Sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO festgesetzt werden, das sich von den Bauge-
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bieten nach den §§ 2 bis 10 wesentlich unterscheidet. Die Zweckbestimmung ist genau 
angegeben, damit keine unerwünschten Entwicklungen des Gebietes eintreten können.  
 
 

Maß der baulichen Nutzung 

 
Anstelle einer Grundflächenzahl ist im Bebauungsplan die maximale Größe der überbau-
baren Grundfläche (GR) in m² festgesetzt worden. Da die Grundstücksfreiflächen weitge-
hend als öffentlicher Fußgängerbereich ausgewiesen werden, ergibt sich rein rechnerisch 
eine Grundflächenzahl von nahezu 1,0, die die Obergrenze von 0,8 nach § 17 Abs. 1 
der Baunutzungsverordnung (BauNVO) für das Maß der baulichen Nutzung überschreitet.   
 
Eine Überschreitung der Obergrenzen ist nach § 17 Abs. 2 BauNVO zulässig, wenn „be-
sondere“ städtebauliche Gründe dies erfordern. Diese liegen hier vor, da es sich bei dem 
Kino-Center und der gleichzeitigen Nutzung als Hörsäle der Technische Hochschule Mit-
telhessen um spezielle öffentliche Einrichtungen handelt, die nur an diesem Platz verwirk-
licht werden können. Durch das erwartete hohe Besucher- und Nutzeraufkommen ist es 
erforderlich ausreichend befestigte Grundstücksfreiflächen anzulegen. Aufgrund der be-
sonderen Lage neben der städtischen Verwaltung und dem Anspruch an einen anspre-
chend gestalteten (Berliner-)Platz ist es erforderlich, die Grundstücksfreiflächen einheitlich 
zu gestalten. Wegen der Verkehrssicherungspflicht und Unterhaltung ist es zweckmäßig, 
dass die Fußgängerbereiche öffentlich bleiben oder werden, um eine rechtlich geordnete 
Situation hinsichtlich der Zuständigkeiten zu bekommen.  
Es handelt sich bei dem Plangebiet um ein Gebiet, das bereits am 1. August 1962 über-
wiegend bebaut war. In diesem Fall ist eine Überschreitung der Obergrenzen der BauN-
VO auch zulässig, wenn „allgemeine“ städtebauliche Gründe dies erfordern und sonstige 
öffentliche Belange nicht entgegen stehen (§ 17 Abs. 3 BauNVO). Die allgemeinen An-
forderungen an gesunde Arbeitsverhältnisse werden sichergestellt, da die bauordnungs-
rechtlichen Vorschriften z. B. über Abstandsregelungen zwischen den Gebäuden eingehal-
ten werden. 
 
Nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt werden vermieden, da die angrenzenden Frei-
flächen des sogenannten Investorengrundstücks (Nr. 94/13 und 94/14) bzw. des ehema-
ligen Gesundheitsamtsgrundstücks (Nr. 94/11) teilweise begrünt werden sollen. So ist 
entlang der Ostanlage eine Baumreihe geplant und der Platz zwischen dem südlichen 
Gebäude und der Straße Berliner Platz soll mittels großzügigem „Baumdach“ gestaltet 
werden. Außerdem wird eine extensive Dachflächenbegrünung angestrebt. 
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Die Bedürfnisse des Verkehrs und sonstiger öffentlicher Belange stehen dem Vorhaben 
nicht entgegen. 
 
 
Durch die Baugrenzen werden drei Baufenster gebildet, die weitgehend den geplanten 
Gebäudegrundflächen entsprechen. Es handelt sich um eine sogenannte baukörperähnli-
che Festsetzung bei der in vorliegendem Fall bis an die Baugrenzen gebaut werden kann 
aber nicht muss, sodass für die Umsetzung  ein notwendiger Spielraum verbleibt. Die 
Fluchtreppen müssen als (Teil-)Bauwerke innerhalb der Baugrenzen angeordnet werden. 
Die Vorschriften über Abstandsflächen kommen bei einer baukörperähnlichen Festsetzung 
nicht zur Anwendung, soweit Baugrenzen mit Grundstücksgrenzen zusammenfallen. Für 
die Bebauung an der Straße Am Alten Gaswerk wird die Tiefe der Abstandsfläche auf 
5,00 m festgesetzt. Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse sowie die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung wurden bei der geringe-
ren Tiefe der Abstandsfläche berücksichtigt. In dem geplanten Kino-Gebäude befinden 
sich keine Fenster von Aufenthaltsräumen in der Richtung Straße Am Alten Gaswerk.  
 
Auch die höchsten dreigeschossige Bebaubarkeit des nördlichen Nachbargrundstückes 
wird nur im Bereich des Gebäudes Ostanlage Nr. 41 beeinträchtig das inzwischen abge-
rissen wurde und deshalb nicht mehr als Bestand berücksichtigt werden muss. Außerdem 
verschiebt sich die Straße „Am Alten Gaswerk“ in Richtung Norden. Dafür ist eine Fläche 
von rd. 140 m² aus dem Landesgrundstück erforderlich. Das ist mit dem Land Hessen 
bzw. der THM abgestimmt worden. Für die Umsetzung der Bebauungen rund um das Rat-
haus und für die Neubauten der Fachhochschule ist die Aufweitung der o. g. Straße „Am 
Alten Gaswerk“ im eigenen Interesse.  
Durch die Verschiebung der Straße wird der in dem städtebaulichen Wettbewerb 2010 
für die Fachhochschule von dem 1. Preisträger geplante Neubau, mit einer Grundfläche 
von rd. 400 m² bei einer geringen Verschiebung nach Norden an der (neuen) Straße 
„Am Alten Gaswerk“ nach dem rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. GI 01/20 „Berliner 
Platz“, auch weiterhin errichtet werden können.  
  
Die geplanten Gebäudehöhen der Neubauten des Kino-Centers sind dem vorhandenen 
Gebäudehöhen des Rathauses und der Stadtverwaltung angepasst. Das fünfgeschossige 
südliche Kinoeingangsgebäude mit rd. 19m Höhe liegt höhenmäßig zwischen dem Ver-
waltungsgebäude und dem Gießener Rathaus. Das nördliche Gebäude (Kino-Center) wird 
in der Höhe gestaffelt von rd. 13m über dem Theaterstudio bis rd. 20m an der Straße Am 
Alten Gaswerk. Das entspricht etwa dem höchsten Gebäude des alten Gesundheitsamtes.  
Um die erforderlichen Abstandsflächen zu dem städtischen Verwaltungsgebäude einzuhal-
ten wurde die Höhe der Südostecke des geplanten Gebäudes reduziert. An der Ostanla-
ge beträgt die zulässige Höhe des Kinogebäudes weniger als 16m. Mit den festgesetzten 
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zulässigen Gebäudehöhen passen sich die Neubauten bezüglich ihrer Höhe der Eigenart 
der näheren Umgebung an. Die Höhen sind städtebaulich vertretbar.  
 

Verkehrliche Erschließung 

 

Straßenführung 

Die Straße Am Alten Gaswerk, die bisher im Einmündungsbereich nur eine Breite von rd. 
6,00 m hat und über keine Bürgersteige verfügt, soll auf 10,50 m verbreitert und ver-
kehrsgerecht ausgebaut werden. Diese Straßenverbreiterung ist erforderlich, um den Stra-
ßenverkehr sicher und geregelt abwickeln zu können. Die  Fahrbahn mit zwei Fahrspuren 
soll von rd. 5,50 m auf 6,50 m verbreitert werden. Im Einmündungsbereich in die Ostan-
lage werden die Eckradien so gewählt, dass auch ein Lkw einbiegen kann, ohne die Ge-
genfahrbahn zu überfahren. Ein Bürgersteig wird nur auf der Südseite, dafür aber in einer 
Breite von mindestens 3,00 m vorgesehen. Dieser Bürgersteig kann sich teilweise noch 
verbreitern da das geplante Kiogebäude verspringt und die neue Fahrbahn an die erst im 
Jahr 2009 fertig gestellte Fahrbahn vor der Tiefgaragenausfahrt angeschlossen wird. Auf 
der Nordseite der Straße Am Alten Gaswerk ist nur ein 1,00 m breiter unbefestigter Rand-
streifen vorgesehen, da auf dieser Seite auch bisher kein Gehweg vorhanden war und 
deshalb keine Fortsetzung in Richtung Parkhaus finden würde.  
 

Fuß- und Radwege 

Die Fußgänger im Verlauf der Ostanlage werden von Norden kommend auf einem 2,50m 
breiten Streifen um die Ecke geführt und können dann die Straße Am Alten Gaswerk Rich-
tung Süden überqueren.  
Zwischen der Straße Am Alten Gaswerk und dem Berliner Platz wird der Gehweg auf rd. 
6m verbreitert. Dieser breite Gehweg ist erforderlich, da er auch als Wartefläche für 
Fahrgäste der Regionalbushaltestelle vor dem Kino-Center und die Fahrgäste der Stadt-
bushaltestelle direkt hinter der Kreuzung Berliner Platz dienen soll. Durch die Breite von rd. 
6m  wird auch eine stadtgestalterisch notwendige Begrünung der Straße mit Bäumen mög-
lich.  
 
Die Freifläche zwischen dem südlichen Gebäude (Kinoeingang) und dem Berliner Platz 
war bisher als Kerngebiet festgesetzt, soll künftig aber als (öffentliche) Verkehrsfläche be-
sonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung Fußgängerbereich ausgewiesen 
werden. Eine Zufahrt auf diesen Platz von der öffentlichen Straßenverkehrsfläche ist für 
den motorisierten Verkehr nicht geplant und erforderlich. Dieser Platz soll weitgehend den 
Fußgängern zur Verfügung stehen und entsprechend gestaltet und soweit als möglich mit 
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Bäumen begrünt werden. Außerdem ist eine Außenbewirtschaftung des geplanten gastro-
nomischen Betriebes denkbar. Da sich an diesem Platz auch der geplante Kinoeingang 
und der geplante Zugang zur Gaststätte befinden, ist damit zu rechnen, dass auch viele 
Fahrradabstellplätze benötigt werden. Der Platz ist zentral gelegen und sehr gut an den 
ÖPNV angeschlossen. 
Zwischen dem Investor und der Stadt Gießen wurde einvernehmlich vereinbart, dass der 
Investor im Wesentlichen nur die mit Gebäuden überbauten Grundstücksflächen behält. 
Die eigentlich zu den Baugrundstücken gehörenden Grundstücksfreiflächen sollen weitge-
hend als öffentliche Fußgängerbereiche ausgewiesen werden. Auf ihnen ist außer den 
Fußgängerflächen auch eine Begrünung, Busfahrgastwarteflächen, Außenbewirtung der 
Gastronomie, Fahrradabstellflächen u. a. möglich. 
Zwei Durchgänge zwischen den Neubauten zwischen dem Rathaus und der Ostanlage 
(Bushaltestellen) sind für die Fußgänger vorgesehen.  
 
Die Radfahrer können derzeit von der Straße Am Alten Gaswerk entlang des Rathauses 
oder des ehemaligen Gesundheitsamtes über den freien Platz vor dem Rathaus zum Berli-
ner Platz fahren und umgekehrt. Das soll auch zukünftig so bleiben. Entlang dieser Wege 
werden rd. 150 Fahrradabstellplätze vorgesehen um den Stellplatzbedarf entsprechend 
der Stellplatzsatzung nachzuweisen. Bei einem höheren Bedarf sollten zusätzliche Fahr-
radabstellplätze angeboten werden, um wildes Parken möglichst zu vermeiden. Die Fahr-
radabstellplätze müssen entsprechend der Stellplatzsatzung teilweise überdacht werden. 
Außerdem sollen sie ein bequemes Anschließen der Räder an Fahrradbügel ermöglichen. 
Mögliche Fahrradabstellanlagen können auf der Westseite der Tiefgaragenausfahrt, im 
Bereich der Tiefgaragenzufahrt und an der westlichen Längsseite des Platzes vor dem Rat-
haus vorgesehen werden. Dadurch kann auch der Fahrradabstellplatzbedarf des Rathau-
ses mit abgedeckt werden. Hinzuweisen ist darauf, dass auch in dem Parkhaus an der 
Wieseck (überdachte) Fahrradabstellplätze in zwei „Fahrradkäfigen“ für die städtischen 
Beschäftigten vorgehalten werden, in denen auch die Diensträder stehen.  
Durch die unterschiedlichen Nutzungszeiten der städtischen Ämter und der Kinobesucher 
erscheint eine Doppelnutzung der Fahrradabstellplätze vor dem Rathaus sinnvoll. Durch 
die Verteilung der Fahrradabstellplätze ergeben sich kurze Wege für die Kinobesucher, 
die Theaterstudiobesucher, die Studenten in den drei „Kino-Hörsälen“ oder Seminarräu-
men usw. Zu beachten ist, dass durch die Fahrradabstellanlagen keine Feuerwehrzufahr-
ten, -aufstellflächen oder sonstige Rettungswege zugestellt werden. 
 

Öffentlicher Nahverkehr 

Die vorhandene Rechtsabbiegespur in der Ostanlage soll in Richtung Kreuzung Berliner 
Platz verlängert werden. Sie dient dann sowohl als Bushaltestelle mit „Kasseler Bord“ an 
den vorgenannten Stellen als auch in Teilbereichen als Abbiegespur in die Straße Am Al-
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ten Gaswerk bzw. in die städtische Tiefgarage Berliner Platz, die zwischen den beiden 
geplanten Gebäuden ihre Zufahrt hat.  
 

Andienung und ruhender Verkehr 

Die Zufahrt zwischen den beiden Kinogebäuden dient gleichzeitig auch als Feuerwehrzu-
fahrt. Zusätzlich erfolgt über diese Zufahrt auch die Andienung an das südliche Gebäude 
mit Lieferfahrzeugen und die Entsorgung von Müll und Wertstoffen. Deshalb ist es unbe-
dingt erforderlich, dass die Durchfahrtshöhe unter dem Verbindungsbauwerk mindesten 
4,00m  beträgt. Diese Fahrzeuge können das Grundstück auch in Richtung Straße Am 
Alten Gaswerk verlassen, indem sie um das Kino-Center herum fahren. Auch westlich der 
Tiefgaragenausfahrt ist eine  Feuerwehrzufahrt von der Straße Am Alten Gaswerk vorge-
sehen, über die man ebenfalls den Platz vor dem Rathaus erreichen kann. 
 
Die Grundstücksfläche unter dem Verbindungsbauwerk (Nr. 94/12) wird als Verkehrsflä-
che besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung Tiefgaragenzufahrt und An-
lieferung festgesetzt. Hier bleibt es bei der Zufahrt zur städtischen Tiefgarage von der 
Ostanlage aus.  
 
Der ruhende Verkehr soll in den beiden benachbarten städtischen Parkhäusern unterge-
bracht werden, die zusammen über rd. 800 Pkw-Stellplätze verfügen.  Das ist sinnvoll, da 
die Kinonutzung überwiegend in den Nachmittags- und Abendstunden stattfindet, wenn 
die städtischen Bediensteten zu einem großen Teil das Parkhaus schon verlassen haben. 
Bei der Nutzung durch die Studenten kann teilweise davon ausgegangen werden, dass 
sie die kostenlosen Stellplätze an der Ringallee benutzen wenn sie zwischen den ver-
schiedenen Gebäuden der THM hin und her pendeln. Viele von ihnen werden auch mit 
dem Fahrrad oder ÖPNV kommen.   
 

Schallschutz 
Für den Bebauungsplan Berliner Platz gibt es bereits ein Lärmgutachten auf der Grundlage 
einer Verkehrszählung 2005. Die entsprechenden Festsetzungen über passive  Schall-
schutzmaßnahmen an den Gebäuden aufgrund des Verkehrslärms wurden in die erste 
Änderung des Bebauungsplans übernommen.   
In dem ausgewiesenen Sondergebiet des Bebauungsplanes sind wegen der Verkehrslärm-
immissionen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB passive Schallschutzmaßnahmen der 
Schallschutzklasse 2 an allen Fassaden erforderlich. Für die Fassade an der Ostanlage 
sind im Erdgeschoss und im ersten Obergeschoss die Werte der Schallschutzklasse 3 ein-
zuhalten. Das gilt  für Räume, die dem nicht nur vorübergehenden Aufenthalt von Perso-
nen dienen. Die Schallschutzklasse 2 entspricht einem bewerteten Schalldämmmaß R’w 
des am Bau funktionsfähig eingebauten Fensters von 30 - 34 dB(A), die Schallschutzklasse 
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3 entspricht einem bewerteten Schalldämmmaß R’w von 35 – 39 dB(A). Die Werte für die 
Fenster müssen natürlich auch von allen übrigen Außenbauteilen entsprechend der DIN 
4109 „Schallschutz im Hochbau - Anforderungen und Nachweise“, Ausgabe 1989 erfüllt 
werden. 
 
Für den gewerblichen Lärm z. B. durch die Kinovorführungen, das Theaterstudio, Gaststät-
tennutzung, Vorlesungsbetrieb der Studenten, wurde kein Lärmgutachten auf der Grundla-
ge der Technischen Anleitung (TA-) Lärm in Auftrag gegeben. Eine Berechnung im Rahmen 
des Bebauungsplanverfahrens ist nicht sinnvoll, da sich die konkreten Lärmquellen erst im 
Rahmen eines Bauantrages genau bestimmen lassen. Deshalb muss die Einhaltung der 
Orientierungswerte der Technischen Anleitung TA-Lärm im Rahmen des Bauantragsverfah-
rens geprüft und nachgewiesen werden. Eine Abschirmung der verschiedenen Lärmquel-
len in den Gebäuden untereinander ist im eigenen Interesse des Bauherrn, da sonst die 
gewünschte Nutzung der Räumlichkeiten nicht möglich ist. Das Gleiche gilt für die schall-
technische Ausbildung der Außenwände, die sowohl den Verkehrslärm von außen als 
auch den gewerblichen Lärm abschirmen müssen.  
 
Bei einer Verbreiterung der Straße Am Alten Gaswerk war zu prüfen, ob es sich um einen 
„Neubau oder wesentliche Änderung von Verkehrswegen“ (neben vorhandener Bebau-
ung) handelt. Bei der Straße Am Alten Gaswerk soll der vorhandene Straßenquerschnitt 
von rd. 6,5 m (rd. 5,5 m Fahrbahn in beide Richtungen, zwei Schrammborde von jeweils 
rd. 0,5 m Breite) auf rd. 10,5 m verbreitert werden. Die vorhandene Fahrbahn soll um rd. 
1 m verbreitert werden und auf der Südseite soll ein 3 m breiter Gehweg entstehen. Auf 
der Nordseite ist nur ein 1 m breiter Seitenstreifen vorgesehen.  
Nach Auffassung der Stadt handelt es sich dabei nicht um einen „Neubau oder wesentli-
che Änderung von Verkehrswegen“ im Sinne der 16. Bundesimmissionsschutzverordnung 
(BImSchV). Es wird weder eine ganz neue Straße gebaut noch kommt eine zusätzliche 
Fahrbahn hinzu. Auch das Verkehrsaufkommen auf der Straße Am Alten Gaswerk wird 
sich nicht wesentlich ändern, da die beiden Parkhäuser an der Wieseck/Roonstraße und 
unter dem Rathaus heute schon vorhanden sind. Der Fahrzeugverkehr durch die städti-
schen Beschäftigten wird sich im wesentlichen auf die Zeit von 7 Uhr morgens bis 17 Uhr 
nachmittags erstrecken und der erwartete Verkehr der Kinobesucher weitüberwiegend auf 
die Abendstunden verteilen. Auf dem Grundstück des ehemaligen Gesundheitsamtes fallen 
noch ca. 8 Pkw-Parkplätze weg. 
Durch den Fußgängerverkehr auf dem geplanten Gehweg werden die Immissionen be-
stimmt auch nicht spürbar erhöht.  
Die Grenzwerte der 16. BImSchV liegen in einem vergleichbaren Mischgebiet bei 64 
dB(A) am Tag und 54 dB(A) in der Nacht und damit (deutlich) um 4 dB(A) über den Ori-
entierungswerten der DIN 18005 bzw. den Richtwerten der TA-Lärm. Die Orientierungs-
werte der maßgebenden DIN 18005 werden bei dem vorliegenden Schallschutzgutach-
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ten aus 2005 für den Bereich der ersten Änderung des Bebauungsplanes eingehalten. 
Selbst bei einer Verdoppelung des Verkehrs würden die Grenzwerte der 16. BImSchV 
nicht erreicht. 
Ein Ausbau der Straße Am Alten Gaswerk und eine evtl. damit verbundene Änderung des 
Verkehrslärms werden daher nicht zu „städtebaulichen Missständen“ führen. Ein Gutach-
ten nach BImSchV ist nicht erforderlich. 
 
 

9. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach Landesrecht 

 

Fassadengestaltung und Farbgebung 

Material und Farbgebung der Fassadenoberfläche bestimmen wesentlich das individuelle 
Erscheinungsbild eines Gebäudes. Im Zusammenwirken mit den vorhandenen städtischen 
Verwaltungsgebäuden prägen sie den öffentlichen Raum. Durch die gestalterischen Fest-
setzungen hinsichtlich der Fassaden (Materialität, Farbe, Fugenbild) für das südliche Ge-
bäude an dem öffentlichen Platz (Agora) vor der Stadtverwaltung soll sich der Neubau in 
die vorhandene Bebauung einfügen und zusammen mit der angepassten Freiflächenges-
taltung eine gestalterische Einheit bilden. Die fertig gestellten Freiflächen des Rathauses 
werden zusammen mit noch notwendiger Möblierung in der Neuplanung des Kino-
Centers im Gestaltungscharakter weitergeführt und vertraglich gesichert. 
 
Für das nördliche Gebäude (Kino-Center), das nicht direkt an den öffentlichen Berliner 
Platz angrenzt, wurden gestalterische Vorgaben hinsichtlich der Farbe der geplanten Putz-
fassaden gemacht, damit die Einfügung in den qualitätvollen Bestand gewährleistet wird. 
Die Fassade wird mittels Rücksprüngen in drei Abschnitte gegliedert, damit das Kinoge-
bäude von der Ostanlage nicht so breit und wuchtig erscheint, sondern eher an die frühe-
re Bebauung mit freistehenden villenartigen Wohngebäuden erinnert. 
 
Die erforderlichen Fluchtreppen für die neun Kinosäle konnten überwiegend nicht im Ge-
bäude angeordnet werden und sind an allen Fassaden (mit Ausnahme der Fassade an der 
Ostanlage) geplant. Damit sie städtebaulich nicht „verunstaltend“ wirken, werden die 
Fluchttreppen werden daher an vielen Stellen durch Wandscheiben weitgehend verdeckt 
(siehe Plan Anlage 5.2 mit Anschichten am Ende der Begründung). Die Wandscheiben 
erhalten die gleiche Farbgestaltung und den gleichen Putz wie die Fassade, damit sie 
nicht besonders hervorgehoben werden. Dort wo das nicht möglich oder sinnvoll ist, sol-
len  die metallenen Treppen farblich in dem gleichen Ton wie die Fassaden beschichtet 
sein, damit sie weniger auffallen. Die Konstruktionselemente der Stahltreppen sollen mög-
lichst schlank ausgebildet werden, damit die Treppe nicht wuchtig erscheint. (Die stati-
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schen Bedingungen müssen selbstverständlich erfüllt werden). Aufgrund der gestalterischen 
Wichtigkeit ist vor Baugenehmigung bzw. Baubeginn eine Abstimmung mit den städti-
schen Fachämtern vorgeschrieben. 
 

Dachaufbauten 

Auch die Größenbeschränkung der Dachaufbauten, der Mindestabstand vom Dachrand 
und die Farbvorgaben für die Aufbauten sollen bewirken, dass diese technischen Aufbau-
ten von den öffentlichen Flächen aus kaum wahrnehmbar sind. Sollten sie aus größerer 
Entfernung zu sehen sein, sollen sie sich durch die vorgegebene hellgraue Farbe weitest-
gehend dem Farbspiel des Himmels anpassen, damit sie nicht störend in Erscheinung tre-
ten.  
 

Werbeanlagen 

Durch die vielfältige Nutzung der Gebäude und insbesondere durch das Kino-Center sind 
vom Betreiber zahlreiche Werbeanlagen vorgesehen. Um eine störende Häufung für das 
Stadtbild zu vermeiden, werden die Werbemöglichkeiten eingeschränkt und geordnet, 
ohne den Wettbewerb zu belasten.  Für die Werbeflächen wurde versucht, einen Kom-
promiss zwischen den berechtigten Interessen insbesondere des Kinobetreibers, dem In-
formationsinteresse der Besucher und den gestalterischen Ansprüchen der Bürger zu fin-
den.  
Die Werbeflächen für das Kino wurden deshalb weitgehend auf die Seite an der Ostan-
lage oberhalb des 2. Vollgeschosses beschränkt, dafür aber auf bis zu 50 % der Fassa-
denbreite der beiden Gebäude zugelassen. Eine Kinowerbung im Erdgeschoss und 1. 
Obergeschoss war nicht sinnvoll, da die Fassaden in diesen Geschossen weitgehend ver-
glast werden sollen. Außerdem sind insgesamt höchstens sechs Schriftzüge mit dem Na-
men des Kinos an den Fassaden der beiden Gebäude und dem Eingang zugelassen wor-
den, um einen Hinweis auf die Nutzung und den Eingang des Kinos aus allen Richtungen 
zu ermöglichen. 
Für das Theaterstudio sind zwei Schriftzüge und Werbeflächen von maximal 6m² im Be-
reich des Eingangs zulässig. Damit besteht die Möglichkeit, an der „Stätte der Leistung“ 
an beiden Fassadenseiten für das Theaterstudio zu werben.     
Für die gastronomische Nutzung und das THM wird die Anzahl der Werbeflächen auf 
zwei pro Einrichtung begrenzt.  
In den sogenannten Beiplänen (Anlage 5.1 und 5.2) sind die Werbeflächen dargestellt.                    
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10. Altlasten 

 
Die Flurstücke Gemarkung Gießen, Flur 3, Nrn.: 94/12, 94/13, 94/14 und 94/15 ge-
hören zur Altlast „ehemaliges Gaswerk Gießen“ (AFD-Nr.: 531.005.000.001.016). 
Auf dem Flurstück Gemarkung Gießen, Flur 3, Nr.: 94/11 wurde im Rahmen des Neu-
baus des Gießener Stadthauses in 2006 ein massiver Mineralölkohlenwasserstoffschaden 
festgestellt. Der Altstandort ist als altlastenverdächtige Fläche unter der AFD-Nr.: 
531.005.014.001.016 mit der Lagebezeichnung „Kreisgesundheitsamt (am ehemaligen 
Gaswerk)“ erfasst. 
Wegen der bekannten Boden- und Grundwasserverunreinigungen ist fast der gesamte 
Geltungsbereich gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB als „Fläche, deren Böden erheblich mit 
umweltgefährdenden Stoffen belastet sind“ zu kennzeichnen. 
Im Hinblick auf die geplanten Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplans ist 
festzustellen, dass aus altlasten- und bodenschutzrechtlicher Sicht gegen die derzeitigen 
und geplanten Nutzungen der Grundstücke keine grundsätzlichen Bedenken bestehen. 
 
Sämtliche Tiefbauarbeiten im Bereich der Flurstücke Gemarkung Gießen, Flur 3, Nrn.: 
94/12, 94/13, 94/14 und 94/15 sind unter Berücksichtigung des Sanierungsplanes zur 
Sanierung der Altlasten im Bereich des ehemaligen Gaswerkes „Am Berliner Platz“, auf-
gestellt durch die ERM GmbH, Neu-Isenburg, 07.09.2005, durchzuführen. 
 
Der v. g. Sanierungsplan wurde mit Bescheid des Regierungspräsidiums Gießen, Abtei-
lung Umwelt vom 07.12.2005 (Az.: IV Mr 41.5/Rö – 100 i 06.03 Gießen-Gaswerk), 
geändert durch Bescheide vom 20.12.2005 und vom 03.07.2006 (Az.: w. o.) sowie 
Bescheid vom 30.06.2009 (Az.: IV 41.4 fe 100 i 06.03), für verbindlich erklärt. 
 
Der in 2006 auf dem Flurstück Gemarkung Gießen, Flur 3, Nr.: 94/11 festgestellte Mine-
ralölkohlenwasserstoffschaden wurde in 2008 vertiefend untersucht und sowohl vertikal, 
als auch horizontal eingegrenzt. 
 
Laut Gutachten der WISA Sanierungsgesellschaft mbH vom 15.12.2008 erstreckt sich der 
Hauptschaden „offensichtlich nur auf den Bereich des Gebäudes Ostanlage 45“. In der 
Messstelle GWM 14 bzw. BR1 (südwestlich des ehemaligen Gesundheitsamtes) wurde 
eine bis zu 0,83 m mächtige Ölschicht auf dem Grundwasser festgestellt. Die größten 
Bodenbelastungen durch Mineralölkohlenwasserstoffe befinden sich im Grundwasser-
schwankungsbereich zwischen 155,5 und 154,0 m ü. NN (3,3 bis 4,8 m unter GOK); 
Belastungen von 2526 mg/kg wurden aber bis zu einer Tiefe von 6,2 m unter GOK 
nachgewiesen. 
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In abstromig liegenden Grundwassermessstellen konnten keine Mineralölkohlenwasserstof-
fe in relevanter Größenordnung festgestellt werden. 
Aus Vorsorgegründen wird seit Anfang 2009 am Brunnen BR 1 eine Grundwassersanie-
rung betrieben. Die Mächtigkeit der Mineralkohlenwasserstoffphase schwankt derzeit zwi-
schen 0,05 und 0,20 m. 
Eine Ursache für diese Verunreinigung konnte bisher nicht nachgewiesen werden. 
Um den ggf. notwendigen zusätzlichen Untersuchungsumfang festzulegen, die Ergebnisse 
zu bewerten, sowie Auflagen zur Wasserhaltung, zum Arbeits-, Emissionsschutz usw. zu 
formulieren, sind im Baugenehmigungsverfahren sowie bei baugenehmigungsfreien Bau-
vorhaben das Amt für Umwelt und Natur der Stadt Gießen und das Regierungspräsidium 
Gießen, Abteilung Umwelt, rechtzeitig zu beteiligen. 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind sämtliche Aushubarbeiten und Erdbewe-
gungen gutachterlich zu überwachen und zu dokumentieren. Im Rahmen von Abbruch- 
und Bauvorhaben ist das Merkblatt der Hessischen Regierungspräsidien zur „Entsorgung 
von Bauabfällen“ (Baumerkblatt) in der jeweils gültigen Fassung zu beachten. 
 

11. Ergänzende vertragliche Regelungsnotwendigkeiten 

 
Die städtische Fläche (94/13) soll, soweit sie überbaut bzw. durch den Investor genutzt 
wird, im Erbbaurecht vergeben werden. Die Vorfläche am Berliner Platz (94/14) und die 
Fläche mit der Tiefgaragenzufahrt (94/12) bleiben im Eigentum der Stadt. Der Investor 
soll entsprechend seines Konzeptes die Möglichkeit erhalten, im ersten Obergeschoss ein 
Verbindungsbauwerk zwischen den beiden Gebäuden zu errichten. Dabei ist sowohl eine 
ausreichende Durchfahrtshöhe für die Feuerwehr als auch die Andienung durch Lieferfahr-
zeuge, die Wertstoff- und Müllentsorgung u. a. zu berücksichtigen (siehe Seite 11 – 13). 
 
Die angrenzenden städtischen Grundstücksflächen (Agora) für das Gießener Rathaus 
(94/10), die Fläche mit der Zufahrt zur Tiefgarage (94/12) und die Freiflächen zwischen 
Investorengrundstück und Berliner Platz (94/14) sollen den neuen Gegebenheiten ent-
sprechend als für die Allgemeinheit nutzbare Flächen dauerhaft gesichert werden.  
Weitere städtebaulich notwendige Festlegungen, die im Bebauungsplan nicht geregelt 
werden können, werden in einem separaten städtebaulichen Vertrag (wie bisher) festge-
legt. Dazu zählen u. a. die Übernahme der Kosten für die Gestaltung der Freiflächen und 
die Verlegung der Straße Am Alten Gaswerk,  die Verkleidung der Fassade des südlichen 
Gebäudes mit Natursteinplatten entsprechend dem Rathaus, die Abstimmung der Putzfas-
sade des nördlichen Rathauses hinsichtlich Struktur und Farbe, die Abstimmung der Ges-
taltung der Dachaufbauten hinsichtlich Abdeckung und Farbe, die Gliederung der Fassa-
de bei dem nördlichen Gebäude an der Ostanlage und die Abschirmung der Fluchttrep-
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pen durch Wandscheiben in gleicher Farbgestaltung wie die Fassade. Diese Aufzählung 
ist nicht abschließend. 
 

12. Verfahren 

 
Dieser Bebauungsplan mit einer Grundfläche von ca. 8800 m² wird als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt. Es handelt sich bei dieser 
Planung um die Wiedernutzbarmachung von städtischen Flächen und die Nutzungsände-
rung und Neugestaltung mit Nachverdichtung auf einem innerstädtischen Grundstück 
(ehemaliges Gesundheitsamt). 
 
Da die zulässige Grundfläche unter dem gesetzlich fixierten Schwellenwert von 20.000 
m² liegt, wird nach § 13 Abs. 3 BauGB auf die Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 und von 
dem Umweltbericht nach § 2a abgesehen. Dies gilt auch für die Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2 sowie für die zusammenfassende Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 
4. Im Rahmen des Bebauungsplanes werden die umweltbezogenen abwägungserhebli-
chen Belange im geforderten rechtlichen Rahmen hinreichend sachgerecht behandelt. 
 
Es wird das beschleunigte Verfahren nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB angewandt.  
 
Aufstellungsverfahren 
Am 17. Dez. 2009 hat die Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt Gießen 
die Einleitung des Bebauungsplanverfahrens beschlossen. Wegen dem besonderen öffent-
lichen Interesse und der exponierten Lage im Stadtbild wurde bereits am 1. Dez. 2009 
direkt vor der Bauausschusssitzung eine Bürgerinformationsveranstaltung im Stadtverord-
neten-Sitzungssaal des Gießener Rathauses durchgeführt. Zu der Veranstaltung waren ca. 
80 Bürger gekommen. Das geplante Kino-Center wurde von den maßgeblichen Beteiligten 
vorgestellt und erläutert. Vertreten waren der Planungsdezernent, der Investor, der Kino-
betreiber, der Architekt und der Vizepräsident der FH. Es gab mehr als 20 Wortmeldun-
gen von Seiten der Bürgerschaft. Positiv wurden die Verbesserung gegenüber der bisheri-
gen Planung aufgenommen, z. B. die breiteren Gehwege an der Ostanlage und der Str. 
Am Alten Gaswerk, die niedriger geplanten Gebäudehöhen, die Nachfolgenutzung des 
Gesundheitsamtes, die Verbreiterung der Fahrbahn in der Str. Am Alten Gaswerk u. a. 
Kritisch wurde die Einhaltung der „Bauflucht“ in der Ostanlage hinterfragt oder die Erhal-
tung eines größeren städtischen Platzes gefordert. Es gab eine Reihe von Hinweisen und 
Anregungen, z. B. zu den inneren Störgeräuschen zwischen Kino und Theaterstudio, zu 
Fahrradabstellanlagen, Fassadengestaltung, Werbeanlagen u. a. 
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Nach der vorgezogenen Bürgerbeteiligung und der parallel stattfindenden Beteiligung der 
Fachämter und wichtiger Träger öffentlicher Belange wurde der Bebauungsplan als Ent-
wurf beschlossen. Dieser Schritt ist nach dem BauGB nicht erforderlich, er dient aber da-
zu, die politischen Gremien und die Bürger zeitnah über das Bebauungsplanverfahren zu 
informieren und am Planungsprozess zu beteiligen.  
Nach der Bürgerbeteiligung vom 25. Jan. bis 3. Febr. 2010 und einer Beteiligung der 
Fachämter im Febr. 2010 kam es zu einer Reihe von Änderungen des Bebauungsplan-
Vorentwurfs in Abstimmung mit dem Investor. So wurde die Forderung nach einem weite-
ren Abrücken des südlichen Gebäudes vom Fahrbahnrand der Ostanlage erfüllt. Der Bür-
gersteig soll nunmehr eine Breite von rd. 6,0m haben. Weiterhin wurde der Platz zwi-
schen dem südlichen Gebäude und der Straße Berliner Platz um mehr als 20m nahezu 
verdoppelt. Dadurch wird ein wesentlich größerer öffentlicher Platz möglich und der Blick 
vom Bereich vor dem Theater zum Rathaus wird nicht mehr verstellt. Als Konsequenz  
musste das nördliche Gebäude auf dem ehemaligen Grundstück des Gesundheitsamtes 
nunmehr höher ausgenutzt werden. Die Verbreiterung der Straße Am Alten Gaswerk er-
folgt weitgehend in Richtung ehemaliges Landratsamt. Das Theaterstudio wird in Abstim-
mung mit den Betroffenen nunmehr im nördlichen Gebäude untergebracht. Das südliche 
Gebäude wird von der Grundfläche nur noch etwa halb so groß aber ein Stockwerk hö-
her. In ihm sind der Kino Ein- und Ausgang, eine gastronomische Nutzung über zwei Ge-
schosse (wie bisher) darüber aber sind drei Etagen Büro und Seminarräume geplant, die 
überwiegend von der Technische Hochschule Mittelhessen genutzt werden sollen.  
 
Nach dem Beschluss des Bebauungsplan-Entwurfs durch die Stadtverordnetenversammlung 
wurde die Planung erneut offengelegt werden, sodass die Öffentlichkeit und die Behörden 
noch einmal Gelegenheit zur Stellungnahme über die geänderte Planung hatten. 
 
Ergebnis der Offenlegung und Trägerbeteiligung 
Am 18. Nov. 2010 hat die Stadtverordnetenversammlung die 1. Änderung des Bebau-
ungsplanentwurfs beschlossen. Die Offenlegung der Entwurfspläne erfolgte vom 1. bis 14. 
Dez. 2010 im beschleunigten Verfahren. Vorher am 30. Nov. 2010 fand noch einmal 
eine Bürgerinformationsveranstaltung im Stadtverordnetensitzungssaal statt, in der auch 
ein Modell der geplanten Bebauung gezeigt wurde. Außer der Verwaltung waren auch 
die Investoren und der Architekt  vertreten und stellten die aktuelle Planung vor. Ca. 20 
Bürger waren der Einladung zu der Bürgerversammlung gefolgt. Der Bebauungsplanent-
wurf wurde durchweg positiv beurteilt und es wurden ein paar Ergänzungsfragen zu 
Fluchtreppen, Gebäudehöhen und den Verträgen mit dem Land Hessen gestellt. 
 
Im Rahmen der Behördenbeteiligung wurden insgesamt 7 Stellungnahmen und Anregun-
gen abgegeben. 13 weitere Träger öffentlicher Belange haben sich zur Planung gemeldet 
ohne eine Stellungnahme abzugeben.  
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Von den beteiligten Behörden wurde ein Schallschutzgutachten für den gewerblichen Lärm 
gefordert, das z. Z. erarbeitet wird und bei der Baugenehmigungsprüfung zu beachten ist. 
Für den Bebauungsplan Berliner Platz gibt es bereits ein Lärmgutachten auf der Grundlage 
einer Verkehrszählung von 2005. Die entsprechenden Festsetzungen über passive  Schall-
schutzmaßnahmen an den Gebäuden aufgrund des Verkehrslärms wurden in die erste 
Änderung des Bebauungsplans übernommen.   
Das geforderte Lärmgutachten auf der Grundlage der TA-Lärm für alle gewerblichen 
Lärmquellen z. B. Kino, Gastronomie, Theaterstudio u. a. wurde in Auftrag gegeben. Die-
ses Gutachten wird Gegenstand der Baugenehmigungen für eine Neubebauung im Be-
reich der ersten Änderung des Bebauungsplanes sein.  
 
Bei einer Verbreiterung der Straße Am Alten Gaswerk ist zu prüfen, ob es sich um einen 
„Neubau oder wesentliche Änderung von Verkehrswegen“ (neben vorhandener Bebau-
ung) handelt. Bei der Straße Am Alten Gaswerk soll der vorhandene Straßenquerschnitt 
von rd. 6,5 m (rd. 5,5 m Fahrbahn in Gegenrichtungen, zwei Schrammborde von jeweils 
rd. 0,5 m Breite) auf rd. 10,5 m verbreitert werden. Die vorhandene Fahrbahn soll um rd. 
1 m verbreitert werden und auf der Südseite soll ein 3 m breiter Gehweg entstehen. Auf 
der Nordseite ist nur ein 1 m breiter Seitenstreifen vorgesehen.  
Nach Auffassung der Stadt Gießen handelt es sich dabei nicht um einen „Neubau oder 
wesentliche Änderung von Verkehrswegen“ im Sinne der 16. BImSchV. Der Verkehr auf 
der Straße Am Alten Gaswerk wird sich durch die Verbreiterung der Fahrspuren um 1 m 
nicht wesentlich ändern, da der Ziel und Quellverkehr zu den beiden Parkhäuser an der 
Wieseck/Roonstraße und unter dem Rathaus heute schon vorhanden ist. Gleiches gilt für 
den Verkehr zwischen Ostanlage und Roonstraße, der sich nicht wesentlich ändern wird. 
Zudem fallen auf dem Grundstück des ehemaligen Gesundheitsamtes die oberirdischen 
Pkw-Parkplätze (ca. 8) weg. Durch den Fußgängerverkehr auf dem geplanten Gehweg 
Am Alten Gaswerk werden die Immissionen bestimmt auch nicht spürbar erhöht.  
Die Grenzwerte der 16. BImSchV liegen in einem mit der festgesetzten Nutzung in dem 
Sondergebiet vergleichbaren Mischgebiet bei 64 dB(A) am Tag und 54 dB(A) in der 
Nacht und damit (deutlich) um 4 dB(A) über den Orientierungswerten der DIN 18005 
bzw. den Richtwerten der TA Lärm. Die Orientierungswerte der DIN 18005 werden bei 
dem vorliegenden Schallschutzgutachten aus 2005 für den Bereich der ersten Änderung 
des Bebauungsplanes eingehalten. Selbst bei einer Verdoppelung des Verkehrs (was etwa 
3-4 dB(A) Erhöhung entspricht) würden die Grenzwerte der 16. BImSchV nicht erreicht. 
Die Stadt Gießen ist deshalb der Meinung, dass durch den Ausbau der Straße Am Alten 
Gaswerk und eine evtl. damit verbundene geringfügige Änderung des Verkehrslärms nicht 
zu „städtebaulichen Missständen“ führen werden und deshalb ein weiteres Gutachten 
nach BImSchV nicht erforderlich ist. 
Für den Verkehrslärm der umgebenden Straßen liegt schon eine schalltechnische Untersu-
chung von dem Büro AS – Beratung in Immissionsschutz, Lärm – Luft - Erschütterung aus 
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Kelkheim von 2005 für den gesamten Bereich des rechtskräftigen Bebauungsplans (2006) 
vor.  
 
Außerdem gab es noch Hinweise zu Feuerwehrzufahrten sowie Bewegungs- und Aufstell-
flächen, sowie eine Feuerwehrumfahrt. Da der Bebauungsplan eine Angebotsplanung ist 
und der genaue Baukörper erst mit dem entsprechenden Bauantrag bekannt wird, wurde 
im Bebauungsplan nur die Feuerwehrumfahrt gesichert und eine Durchfahrtshöhe von 
mindestens 4 m unter dem Verbindungsbauwerk festgesetzt. Die Berücksichtigung von 
Nebenanlagen und Möblierungen der Freiflächen kann erst im Bauantragsverfahren ab-
schließend geprüft werden. 
 
Nach dem rechtskräftigen Bebauungsplanes Berliner Platz ist eine Dachbegrünung nur für 
das Rathaus festgesetzt worden. Mit der extensiven Dachbegrünung auf dem Rathaus 
wurden gute Erfahrungen gemacht hinsichtlich der Gestaltung und des Pflegeaufwandes 
und gleichzeitig einer Aufheizung der Stadt entgegen gewirkt.  
Für den Bereich der 1. Änderung des B-Plans soll deshalb eine entsprechende Festsetzung 
zur extensiven Dachbegrünung (wie für das Rathaus) gelten. Die geforderte intensive 
Dachbegrünung würde erhebliche Mehrkosten für das Bauvorhaben bedeuten insbesonde-
re hinsichtlich der Dachkonstruktion (Statik), dem wesentlich höheren Bodensubstrataufbau 
der Dachbegrünung und der regelmäßig erforderlichen Pflegemaßnahmen der Dachbe-
grünung.  
 
Dass das auf Dachflächen anfallende Niederschlagswasser nicht über bedarfsgerechte 
und für eine ganzjährige Nutzung (z. B. Toilettenspülung) dimensionierte Regenwasser-
nutzungsanlage gesammelt wird hat folgende Gründe: 
In dem Bebauungsplanverfahren war bisher keine Forderung nach einer Abwassersatzung 
als Bebauungsplanfestsetzung aufgestellt worden. Deshalb wurde unter Punkt D 4. auf das 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) hingewiesen, wonach Niederschlagswasser ortsnah versi-
ckert, verrieselt oder direkt in eine Kanalisation eingeleitet werden soll. Versickern oder 
verrieseln scheidet aufgrund der vorhandenen Bodenbelastung aus. Es bleibt also nach 
dem WHG die Verpflichtung an einen Kanal anzuschließen. 
 
Selbstverständlich muss aber auch das Hessische Wassergesetz (HWG) beachtet werden, 
das am 14. Dez. 2010 geändert wurde und am 24. Dez. 2010 in Kraft trat. Im § 37 
Abs. 4 schreibt das HWG vor, dass Niederschlagswasser verwertet werden soll. Dieser 
Hinweis auf das geänderte HWG wird in den B-Plan unter C. Kennzeichnungen und Hin-
weise unter Punkt 4. Niederschlagswasser aufgenommen. Danach soll Niederschlagswas-
ser von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und 
gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen. In welcher Form das geschehen kann, wird 
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nicht vorgeschrieben. Hierzu berät das Amt für Umwelt und Natur und die Bauaufsichts-
behörde der Stadt Gießen. 
Hätte man eine bedarfsgerechte und für eine ganzjährige Nutzung dimensionierte Re-
genwassernutzungsanlage festsetzen wollen, wäre das nur über eine Abwassersatzung, 
die als Festsetzung in den Bebauungsplan übernommen wird, möglich gewesen. Das ist 
aber Aufgrund des fortgeschrittenen Bebauungsplanverfahrens und der zwischenzeitlich 
stattgefundenen Abstimmungen mit den Investoren schwer zu begründen und durchzuset-
zen. Die möglichen Dachflächen sind verhältnismäßig klein um als Begründung entspre-
chend dem HWG für eine Entlastung der Abwasseranlagen, die Vermeidung von Über-
schwemmungsgefahren oder um den Wasserhaushalt zu schonen, zu dienen. Zu fragen 
ist auch, ob in einem Kinocenter, in dem man sich relativ kurz aufhält, ein großer Bedarf 
an Toiletten mit Regenwassernutzung besteht. Im Übrigen kann die Nutzungsart (z. B. Toi-
lettenspülung) nicht festgesetzt werden. Anders sieht es bei der Nutzung durch die geplan-
te Gaststätte bzw. die Büros oder Seminarräume aus. Hier wäre eine Nutzung von Re-
genwasser bestimmt sinnvoll, da neben den positiven Umweltfaktoren auch finanzielle 
Punkte wie die Einsparung der Trinkwasser- und Kanalgebühren zu berücksichtigen sind. 
 
Bei der Art und dem Maß der baulichen Nutzung wurden im Erdgeschoss der Gebäude 
auch Läden zugelassen. Diese Läden sollen bezüglich ihres Sortiments im Zusammenhang 
mit der Hochschulnutzung stehen. Das heißt, dass z. B. eine Fachbuchhandlung für Stu-
denten der Hochschule zulässig wäre oder auch ein Fotokopiercenter. Zulässig ist selbst-
verständlich auch der Verkauf von Getränken und Süßwaren z. B. Popcorn im Zusammen-
hang mit einem Kinobesuch. Die gesamte Verkaufsfläche aller Läden ist auf 200 m² be-
grenzt, damit hier keine ungewollte Einzelhandelsnutzung entsteht. Die Definition der Ver-
kaufsfläche ist in den textlichen Festsetzungen hinreichend bestimmt. 
 
Von Kampfmittelbelastungen des Bodens muss auf den Baugrundstücken grundsätzlich 
ausgegangen werden, denn wir befinden uns aufgrund der Kriegsluftbilder in einem Bom-
benabwurfgebiet. Allerdings sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans nur wenige 
Stellen markiert, die möglicherweise schon durch die vorhandene Bebauung betroffen wa-
ren. Dennoch wurden der Bauherr und die betroffenen Fachämter entsprechend informiert. 
 
Das Plangebiet ist nicht in der Denkmaltopografie der Stadt eingetragen, liegt aber in un-
mittelbarer Umgebung mehrerer eingetragener Kulturdenkmäler (Stadttheater, Ostanlage 
39, Gesamtanlage VI „Brand“, insofern gilt hier gemäß § 16 (2) HDSchG „Umgebungs-
schutz“.  Von Seiten der Denkmalschutzbehörden wurde empfohlen, die Kinowerbung mit 
Rücksicht auf die denkmalgeschützte Umgebung möglichst dezent zu gestalten. Darauf 
wurde bei den Festsetzungen zu Werbeanlagen entsprechend geachtet. Kinoplakatwer-
bung ist nur an der Fassade zur Ostanlage und dort auch nur oberhalb des zweiten Voll-
geschosses zulässig und sie darf nur höchsten 50 % der Fassadenbreite einnehmen. Au-
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ßerdem sind vor der Fassade an der Ostanlage sechs hochstämmige schmalkronige Bäu-
me festgesetzt, die den Blick auf die Kinoplakate etwas beeinträchtigen. Andererseits muss 
man auch die berechtigten Interessen eines Kinocenterbetreibers mit neun Sälen sehen, 
der auch entsprechende Werbung machen möchte. Auch die Werbeflächen der anderen 
Nutzer der Gebäude wurden auf ein verträgliches Maß festgelegt ohne ihre jeweiligen 
Interessen zu verkennen. Die Anzahl der Schriftzüge mit den Namen des Kinocenters, des 
Theaterstudios, der Gaststätte oder der Technischen Hochschule Mittelhessen wurden auf 
eine vertretbare Anzahl begrenzt. Natürlich wurden auch die Größen der Werbeflächen 
begrenzt, damit sie nicht die Gebäudefassade dominieren sondern sich dem Erschei-
nungsbild des Gebäudes unterordnen. Werbeanlagen auf dem Dach wurden untersagt, 
damit keine negative Fernwirkung entstehen kann.  
 
Von Seiten der Bürgerschaft wurde nur eine schriftliche Stellungnahme eingereicht. Sie 
bezieht sich auf die ausreichende Bereitstellung von überdachten und nicht überdachten 
Fahrradabstellanlagen. In dem Vorentwurf des Freiflächenplans waren rd. 130 Fahrrad-
abstellplätze dargestellt, die erforderliche Zahl der Fahrradstellplätze wird spätestens im 
Rahmen der Baugenehmigung auf der Grundlage der Stellplatzsatzung geprüft. 
Die Ergebnisse der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Behörden als auch 
die Stellungnahmen aus der Bürgerbeteiligung finden, soweit für den hier vorliegenden 
Plangeltungsbereich relevant, Eingang in die Planung. 
 
Städtebaulicher Vertrag und Erbbaurechtsvertrag 
Am 17. Febr. 2011 hat die Stadtverordnetenversammlung den Entwurf eines städtebauli-
chen Vertrags als Grundlage für die städtebauliche Gestaltung des Kinoneubaus beschlos-
sen. Dieser Vertrag regelt in Eckpunkten u. a. die Fassadengestaltung bei dem südlichen 
Gebäude entsprechend dem Rathaus, die Abschirmung der Fluchtreppen und ihre Farbe 
und Gestaltung bei dem nördlichen Gebäude, die Sanierung der Altlasten, die Nutzung 
der Verkehrsflächen während der Bauzeit und die gesicherte Finanzierung des Vorhabens 
durch den Investor.  
Auch der Erbbaurechtsvertrag mit einem privaten Investor wurde gebilligt. 
Beide Verträge müssen noch unterzeichnet werden. 
 
Umsetzung der Planung 
Die städtische Fläche (südliches Gebäude, Parzelle 94/13) soll an den Investor, wie auch 
bisher geplant, im Erbaurecht vergeben werden. Der Vertrag muss noch abgeschlossen 
werden. Die Neuvermessung der Grundstücke erfolgt mit einer vereinfachten Umlegung 
nach § 80 ff Baugesetzbuches. Einbezogen wird auch die Teilfläche des Landes Hessen, 
Grundstück Gemarkung Gießen Flur 3 Nr. 81/5, das für den Ausbau der Straße am Al-
ten Gaswerk benötigt wird. Durch dieses vereinfachte Umlegungsverfahren wird die Neu-
ordnung der Grundstücke und der Eigentumsverhältnisse auf der Grundlage des Bebau-
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ungsplans und des BauGB vollzogen. Kosten entstehen dem Land Hessen durch das Um-
legungsverfahren nicht. Wenn die Neuordnung der Grundstücke im Rahmen des geplan-
ten Umlegungsverfahrens durch die Stadt Gießen durchgeführt wird, entstehen auch keine 
notariellen Kosten und keine Grunderwerbskosten. 
 
Anlagen: 
1. Erläuternder Beiplan 1 (Lageplan mit Grundflächen der geplanten Gebäude und Frei-
flächen) 
2. Erläuternder Beiplan 2 (Ansichten der geplanten Gebäude) 
 
 
Gießen, 16. 02.2011  Stadtplanungsamt 




